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1. Ziel der Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Ziel der 57. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Soltau ist die Schaffung von 
Parkplätzen und Mobilitätsangeboten am DB-Haltepunkt „Soltau Nord“. Dies soll den einfachen 
Umstieg vom motorisierten Individualverkehr zum Schienenpersonennahverkehr ermöglichen 
und das widerrechtliche und unkontrollierte Parken von Kraftfahrzeugen in der Nähe des 
Haltepunktes verhindern. Im Zuge der Planung sind Park+Ride/Bike+Ride Möglichkeiten, 
Behindertenparkplätze, Parkplätze für Frauen und Lademöglichkeiten für E-Mobilität geplant. 
 
2. Verfahrensablauf und Abwägungsvorgang 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Soltau hat in seiner Sitzung am 26.09.2019 die 
Aufstellung der 57. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes beschlossen. Die Fläche 
umfasst vollständig das Flurstück 18/4 in der Flur 14, Gemarkung Soltau, das sich östlich des 
Haltepunktes „Soltau Nord“ befindet 
 
2.1 Frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 wurde in der Zeit vom 
16.03.2020 bis einschließlich 04.04.2020 durchgeführt. Die Öffentlichkeit wurde im Verfahren 
nach § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig über die Inhalte der Planungen für eine Park+Ride-Anlage 
informiert. Ihr wurde Gelegenheit gegeben, Hinweise oder Anregungen zu dem Vorhaben zu 
geben. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4 Abs. 1 BauGB für die 57. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde in der Zeit vom 
12.03.2020 bis einschließlich 16.04.2020 durchgeführt. Das Verfahren nach § 4 Abs. 1 
BauGB dient der frühzeitigen Information der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange. Ihnen wurde die Gelegenheit gegeben, sich zum erforderlichen Umfang und zum 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach 2 Abs. 4 BauGB zu äußern.  
 
Die eingegangenen planungsrelevanten Stellungnahmen und Hinweise wurden geprüft und 
gegebenenfalls im weiteren Planungsprozess berücksichtigt. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung wurden von der Öffentlichkeit keine 
Stellungnahmen abgegeben. 
 
Von 16 Behörden bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind Stellungnahmen 
eingegangen. Die Stellungnahmen bezogen sich überwiegend auf den Bebauungsplan Nr. 
123 „Mobilitätsknoten Bahnhof Nord“. Sie führten zu keinen Änderungen der 
Plandarstellung der 57. Änderung des Flächennutzungsplanes.  
 
2.2 Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Am 13.06.2024 wurde durch den Verwaltungsausschuss der Stadt Soltau der Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss für die 57. Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst. 
 
Die Öffentlichkeit und die Behörden sowie die sonstigen Träger öffentlicher Belange hatten 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 24.06.2024 bis 
09.08.2024 die Gelegenheit, ihre Anregungen und Hinweise zur Planung abzugeben. 
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Von 10 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind Stellungnahmen 
eingegangen, die abgewogen wurden. 
 
Die Stellungnahmen bezogen sich überwiegend auf den Bebauungsplan Nr. 123 
„Mobilitätsknoten Bahnhof Nord“ oder beinhalteten Hinweise, die nicht planungsrelevant waren. 
Änderungen der Plandarstellung der 57. Änderung des Flächennutzungsplanes waren daher 
nicht erforderlich. 
 
2.3 Feststellungsbeschluss 
 
Der Rat der Stadt Soltau hat am 11.09.2025 den Feststellungsbeschluss für die 57. 
Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst und die Begründung durch Beschluss 
gebilligt. 

 
3. Berücksichtigung der Umweltbelange 
 
Die 57. Änderung des Flächennutzungsplanes schafft auf der Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung die Voraussetzungen für die verbindliche Bauleitplanung durch den 
Bebauungsplan Nr. 123 „Mobilitätsknoten Bahnhof Nord“. Dieser Bebauungsplan schafft die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer Park+Ride Anlage. Dazu muss 
eine Waldfläche überplant werden, die sich östlich des Haltepunktes der Bahn befindet.  
 
Alternativen zu dieser Standortwahl der Park + Ride Anlage ergaben sich nicht, da die Park + 
Ride Anlage in unmittelbarer Nähe zum Haltepunkt der Bahn entwickelt werden soll und das 
überplante Waldgrundstück sich im Eigentum der Stadt befindet. 
 
Der Umweltbericht bewertet schutzgutbezogen die mit der Umsetzung des Vorhabens im 
Plangebiet voraussichtlich zu erwartenden erheblichen Auswirkungen auf die in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 BauGB genannten Umweltbelange. 

 
Das Schutzgut Tiere. Pflanzen und biologische Vielfalt ist insbesondere durch den 
erheblichen Eingriff durch die Beseitigung des Waldes im Plangebiet negativ betroffen. 
Zum Ausgleichs dieses Eingriffs ist als Maßnahme eine Ersatzaufforstung nach dem 
Nieders. Gesetz über den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldG) vorgesehen. Der 
Ausgleichbedarf nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) beschränkt sich auf 
die Versiegelung, die durch die Park + Ride Anlage hervorgerufen wird. Die 
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt werden als nicht erheblich eingestuft. 
 
Eine im Plangebiet vorhandene, besonders geschützte Orchideenart (Stendelwurz - 
Epipactis helleborine) wird innerhalb des Plangebietes - außerhalb der eigentlichen Park 
+ Ride Anlage - umgesiedelt.  
 
Der Wald hat eine Bedeutung als Habitat für Brutvögel. Für Fledermäuse besitzt der 
Wald eine geringe bis mittlere Bedeutung. Für den Ausgleich der Eingriffe in den 
Lebensraum der Fledermäuse und Brutvögel (Gartengrasmücke und Feldsperling) sind 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen, wie z.B. das Aufhängen von geeigneten 
Nistkästen, durchzuführen. 
 
Das Schutzgut Fläche ist insbesondere durch die Entfernung des Waldes und der 
folgenden Versiegelung durch die Park + Ride Anlage betroffen. Damit gehen die 
Nutzungs- und Lebensraumfunktionen der Fläche weitgehend verloren. Planungs- und 
Standortalternativen stehen nicht zur Verfügung. Die Versiegelung soll auf das 
unbedingt notwendige Maß reduziert werden. 
 
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden entstehen insbesondere durch Versiegelungen, 
die mit der Umsetzung der Planung verbunden sind.  
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Verdichtungen, Umlagerungen und Überschüttungen durch die geplanten 
Verkehrsanlagen führen zu Störungen des Bodengefüges, es kommt großflächig zum 
Verlust der Lebensraumfunktionen des Bodens, für das Bodenleben und Flora sowie 
Fauna. Die Standorteigenschaften in Bezug auf den Wasserhaushalt und das 
Grundwasser (Grundwasserschutz, Grundwasserneubildung) verschlechtern sich 
erheblich.  
 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser ergeben sich infolge von 
Flächenversiegelungen, die zur Ableitung des Oberflächenwassers und Versickerung an 
anderer Stelle führen können. Es ist geplant, das anfallende Regenwasser vor Ort zu 
versickern, um eine betrachtungsrelevante Reduzierung der 
Grundwasserneubildungsrate zu verhindern. 
 
In Bezug auf das Schutzgut Klima und Luft kommt es grundsätzlich zu Auswirkungen auf 
das Lokalklima, die jedoch als nicht erheblich eingeschätzt werden. Aufgrund der 
geringen Größe des Plangebietes inmitten eines größeren zusammenhängenden 
Waldgebietes besitzt diese keine wesentliche klimatische Ausgleichsfunktion. Das Lokal- 
und Regionalklima wird nicht erheblich negativ beeinträchtigt, sodass Klimawandelfolgen 
nicht verstärkt werden. 
 
Negative Auswirkungen auf das Landschaftsbild - besonders im Bereich der Kreisstraße 
- bestehen durch visuelle Beeinträchtigungen. Da das Landschaftsbild bereits 
vorbelastet ist (Kreisstraße, Haltepunkt der Bahn und Hotelkomplex) besteht kein 
erheblicher Eingriff in das Landschaftsbild. 
 
Auswirkungen auf das kulturelle Erbe werden nicht erwartet. Archäologische Denkmale oder 
Fundstellen sind im Plangebiet nicht bekannt. 
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